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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 14 AS 93/10 B 
 
L 7 AS 169/09 (Bayerisches LSG) 
S 13 AS 2610/07 (SG München) 
 
 
 
…………………….. , 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin  
 und Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Arbeitsgemeinschaft für die Grundsicherung von Arbeitsuchenden im Landkreis Starnberg, 
Moosstraße 5, 82319 Starnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Dezember 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g    sowie die Richterinnen   K r a u ß   

und   H a n n a p p e l   

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr zur Durchführung des Verfahrens der Nichtzulassungsbeschwerde 

gegen das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 25. Februar 2010 Prozesskosten-

hilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu bewilligen, wird abgelehnt.  

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen 

Landessozialgerichts vom 25. Februar 2010 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin, die von der Beklagten seit dem 1.1.2005 Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch 

Zweites Buch bezieht, wendet sich gegen einen Aktenvermerk vom 10.5.2005, den der für ihre 

Angelegenheiten zuständig gewesene Fallmanager gefertigt hat. Die gegen diesen Vermerk 

erhobene Klage zum Sozialgericht (SG) München und die Berufung zum Bayerischen Landes-

sozialgericht (LSG) sind ohne Erfolg geblieben (Gerichtsbescheid vom 12.3.2009; Urteil des 

LSG vom 25.2.2010). Das LSG hat zur Begründung seiner Entscheidung unter Bezugnahme 

auf die Entscheidungsgründe des SG ausgeführt, die Klage sei unzulässig. Ein Rechtsschutz-

bedürfnis bestehe nicht. Die Klage richte sich nicht gegen einen Verwaltungsakt. Der Akten-

vermerk habe allenfalls zur Vorbereitung einer Entscheidung gedient. Gerichtlicher Rechts-

schutz sei insoweit aber nicht gegeben, sondern erst gegen die Entscheidung selbst. Insoweit 

seien bereits Verfahren anhängig. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des LSG hat die Klägerin mit einem von 

ihr unterzeichneten Schreiben Nichtzulassungsbeschwerde beim Bundessozialgericht (BSG) 

eingelegt und zugleich die Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) und Beiordnung eines 

Rechtsanwalts für die Durchführung dieses Verfahrens beantragt.  

 

 

II 

 

Dem PKH-Antrag kann nicht stattgegeben werden. 

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung kann einem Beteiligten 

für das Verfahren vor dem BSG nur dann PKH bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechts-

verfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet; das ist hier nicht der Fall. Es ist nicht zu er-

kennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in der Lage wäre, 

eine Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin erfolgreich zu begründen.  

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen 

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungs-

gerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Ver-

fahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann 

(Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist weder nach dem Vorbringen der Klägerin noch nach 

summarischer Prüfung des Streitstoffs auf Grund des Inhalts der beigezogenen Verfahrensakte 

ersichtlich.  
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Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) ist nicht gegeben. Sie 

ist nur dann anzunehmen, wenn eine Rechtsfrage aufgeworfen wird, die - über den Einzelfall 

hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das 

Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. SG und LSG haben im Einzelnen dargestellt, weshalb 

es sich bei dem angegriffenen Aktenvermerk nicht um einen anfechtbaren Verwaltungsakt 

handelt. Es ist nicht erkennbar, dass sich in diesem Zusammenhang weitergehende Rechts-

fragen grundsätzlicher Bedeutung stellen. In der Rechtsprechung des BSG ist bereits geklärt, 

dass auch eine isolierte Leistungsklage auf Löschung von Sozialdaten nach § 84 Abs 2 Sozial-

gesetzbuch Zehntes Buch unzulässig ist (BSG SozR 4-1300 § 84 Nr 1). An einem Vorverfahren 

fehlt es vorliegend, sodass sich die Klage schon deshalb als unzulässig darstellt und die von 

der Klägerin aufgeworfenen übrigen Rechtsfragen in einem durchzuführenden Revisionsver-

fahren nicht geklärt werden könnten. 

 

Die Entscheidung des LSG weicht auch nicht von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB 

oder des BVerfG ab, weshalb eine Divergenzrüge keine Aussicht auf Erfolg verspricht (§ 160 

Abs 2 Nr 2 SGG). Divergenz kommt ausschließlich in Betracht, wenn das LSG einen Rechts-

satz in Abweichung von einem solchen des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt 

hat. Solche abweichenden Rechtssätze, auf denen das Urteil beruht, sind nicht erkennbar.  

 

Schließlich ist nicht ersichtlich, dass die Klägerin einen Verfahrensmangel geltend machen 

könnte, auf dem die angefochtene Entscheidung des LSG beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 1 SGG).  

 

Die von der Klägerin selbst eingelegte Beschwerde ist als unzulässig zu verwerfen, weil sie den 

Anforderungen des § 73 SGG nicht entspricht. 

 

Die von der Klägerin angeregte Verbindung des vorliegenden Verfahrens mit der Nicht-

zulassungsbeschwerde B 14 AS 88/10 B erschien nicht angezeigt, weil sich beide 

Beschwerden als unzulässig darstellen und es damit auf den von der Klägerin geltend 

gemachten Sachzusammenhang (vgl § 113 Abs 1 SGG) nicht ankommt. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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